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Hamburgisches Architektengesetz (HmbArchtG)

vom 11. April 2006 (HmbGVBl. S. 157), zuletzt geändert am 15. Dezember 2015 (HmbGVBl. S. 362, 366)*1

§ 1 Berufsaufgaben

(1) Wesentliche Berufsaufgaben sind in den Fachrich-
tungen (Berufsgruppen)

1. Architektur die gestaltende, technische, wirtschaftli-
che, umweltgerechte und soziale Planung von Bau-
werken;

2. Innenarchitektur die gestaltende, technische, wirt-
schaftliche, umweltgerechte und soziale Planung
von Innenräumen;

3. Landschaftsarchitektur die gestaltende, technische,
wirtschaftliche, umweltgerechte und soziale Garten-,
Freianlagen- und Landschaftsplanung;

4. Stadtplanung die gestaltende, technische, wirtschaft-
liche, umweltgerechte und soziale Orts-, Stadt- und
Landesplanung, insbesondere die Ausarbeitung städ-
tebaulicher Planungen.

(2) Zu den Berufsaufgaben aller Fachrichtungen gehö-
ren die Beratung, Betreuung und Vertretung der Auf-
traggeberinnen und der Auftraggeber in den mit der
Planung und Durchführung eines Vorhabens zusammen-
hängenden fachlichen Fragen sowie die Koordinierung,
Steuerung und Überwachung der Planung und Ausfüh-
rung eines Vorhabens und die Erstellung von Fachgut-
achten.

(3) Zu den Berufsaufgaben in den Fachrichtungen der
Architektur sowie der Landschaftsarchitektur kann auch
die Mitwirkung bei der Orts-, Stadt- und Landesplanung
gehören.

§ 2 Berufsbezeichnungen

(1) 1Die Berufsbezeichnung „Architektin“ oder „Archi-
tekt“, „Innenarchitektin“ oder „Innenarchitekt“, „Land-
schaftsarchitektin“ oder „Landschaftsarchitekt“ oder
„Stadtplanerin“ oder „Stadtplaner“ darf nur führen, wer
unter dieser Bezeichnung in die Architektenliste oder in
die Stadtplanerliste (§ 3) eingetragen ist. 2Jede dieser
Berufsbezeichnungen bedarf einer besonderen Eintra-
gung.

(2) 1Die Berufsbezeichnung nach Absatz 1 darf mit dem
Zusatz „freischaffend“ nur führen, wer mit diesem
Zusatz in die Architektenliste oder in die Stadtplanerliste
eingetragen ist und sich den Berufsaufgaben nach § 1
eigenverantwortlich und unabhängig widmet und nicht
baugewerblich tätig ist. 2Eigenverantwortlich handelt,
wer seine berufliche Tätigkeit unmittelbar selbständig
alleine, mit anderen freiberuflich Tätigen oder als Inha-
berin oder Inhaber in einer Gesellschaft nach § 10 aus-
übt. 3Unabhängig tätig ist, wer bei der Ausübung der
Berufstätigkeit weder eigene Produktions-, Handels-
oder Lieferinteressen hat noch fremde Interessen dieser
Art vertritt oder zu vertreten verpflichtet ist, die unmit-
telbar oder mittelbar im Zusammenhang mit der berufli-
chen Tätigkeit stehen.

(3) Wortverbindungen mit den Berufsbezeichnungen
nach den Absätzen 1 und 2 oder ähnliche Bezeichnungen
darf, auch in fremdsprachlicher Übersetzung, nur ver-
wenden, wer berechtigt ist, die entsprechende Berufsbe-
zeichnung zu führen.

§ 3 Architektenliste, Stadtplanerliste
und Verzeichnisse

(1) Die Architektenliste und die Stadtplanerliste, das
Verzeichnis der auswärtigen Architektinnen und Archi-

tekten und Stadtplanerinnen und Stadtplaner nach § 9
Absatz 2, das Gesellschaftsverzeichnis nach § 10 Ab-
satz 1, das Verzeichnis der auswärtigen Gesellschaften
nach § 11 sowie das Verzeichnis nach § 13 Absatz 1
Satz 2 werden bei der Hamburgischen Architektenkam-
mer geführt.

(2) Über die Eintragung in die in Absatz 1 genannten
Listen und Verzeichnisse sowie die Löschung der Ein-
tragung nach § 7 Absatz 1 Nummern 1 bis 3, Absatz 2
und § 10 Absatz 5 Nummern 1 bis 4 entscheidet der
Eintragungsausschuss der Hamburgischen Architekten-
kammer (§ 18).

(3) Über die Eintragung wird eine Urkunde ausgestellt,
die bei Löschung der Eintragung nach § 7, § 10 Absatz 5
oder § 22 zurückzugeben ist.

§ 4 Eintragungsvoraussetzungen

(1) 1In die Architektenliste und in die Stadtplanerliste ist
auf Antrag einzutragen, wer einen Wohnsitz, eine Nie-
derlassung oder einen Dienst- oder Beschäftigungsort in
der Freien und Hansestadt Hamburg hat und

1. bei Eintragung

a) in die Architektenliste ein der Fachrichtung Archi-
tektur entsprechendes Studium mit einer mindestens
vierjährigen Regelstudienzeit, in den Fachrichtungen
Innenarchitektur und Landschaftsarchitektur ein ent-
sprechendes Studium mit einer mindestens dreijähri-
gen Regelstudienzeit, an einer deutschen Hochschu-
le erfolgreich abgeschlossen hat oder

b) in die Stadtplanerliste ein Studium der Stadtplanung,
ein Studium der Raumplanung mit Schwerpunkt in
der Stadtplanung, ein Studium der Architektur, des
Bauingenieurwesens, des Vermessungswesens oder
der Landespflege jeweils mit einem Aufbau- oder
Vertiefungsstudium der Stadtplanung oder eine
gleichwertige Ausbildung mit einer mindestens drei-
jährigen Regelstudienzeit an einer deutschen Hoch-
schule erfolgreich abgeschlossen hat und

2. nach Abschluss der Ausbildung eine praktische
Tätigkeit von mindestens zwei Jahren in dem in § 1
genannten Aufgabenbereich der entsprechenden
Fachrichtung ausgeübt hat, wobei diese in der Fach-
richtung Architektur unter Aufsicht zu erfolgen
hat.*2

2Der erfolgreiche Abschluss der Ausbildung ist durch
Vorlage des Abschlusszeugnisses, die praktische Tätig-
keit ist durch Vorlage fachlich geeigneter eigener Arbei-
ten und durch Unterlagen, die die Dauer der Tätigkeit
und die dabei erworbenen berufspraktischen Erfahrun-
gen erkennen lassen, nachzuweisen. 3Auf die notwendi-
gen berufspraktischen Erfahrungen im Aufgabenbereich
der technischen und wirtschaftlichen Planung sowie des
Baurechts sind berufsfördernde Fort- und Weiterbil-
dungsveranstaltungen der Hamburgischen Architek-
tenkammer oder einer anderen Architektenkammer eines
Landes der Bundesrepublik Deutschland anzurechnen.
4Die Voraussetzung nach Satz 1 Nummer 2 gilt auch als
erfüllt, wenn die Antragstellerin oder der Antragsteller
die Befähigung zum höheren technischen Verwaltungs-
dienst mit fachrichtungsspezifischer Ausrichtung besitzt.

(2) 1Die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt in
Bezug auf die Studienanforderungen und praktische
Tätigkeit in der Fachrichtung Architektur auch, wer
einen gleichwertigen Studienabschluss an einer ausländi-
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schen Hochschule oder an einer sonstigen ausländischen
Einrichtung nachweisen kann. 2Bei Staatsangehörigen
eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum gelten als gleichwertig
die nach den Artikeln 21, 46 und 47 der Richtlinie
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 7. September 2005 über die Anerkennung von
Berufsqualifikationen (ABl. EU 2005 Nr. L 255 S. 22,
2008 Nr. L 93 S. 28), zuletzt geändert am 20. November
2013 (ABl. EU Nr. L 354 S. 132), in Verbindung mit
deren Anhang V Nummer 5.7.1 bekannt gemachten oder
als genügend anerkannten Berufsqualifikationsnachwei-
se sowie die Nachweise nach den Artikeln 23 und 49 der
Richtlinie 2005/36/EG in Verbindung mit deren An-
hang VI. 3Satz 2 gilt entsprechend für Drittstaatsangehö-
rige, soweit sich hinsichtlich der Anerkennung der
Ausbildungsnachweise nach dem Recht der Europäi-
schen Gemeinschaft eine Gleichstellung ergibt.

(3) 1Die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt in
Bezug auf Studienanforderungen und praktische Tätig-
keit in der Fachrichtung Architektur auch, wer als
Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union oder eines anderen Vertragsstaates des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum
aus besonderen und außergewöhnlichen Gründen im
Sinne des Artikels 10 Buchstaben b, c, d und g der
Richtlinie 2005/36/EG die Voraussetzungen für eine
Anerkennung seiner Ausbildungsnachweise auf der
Grundlage der Koordinierung der Mindestanforderungen
an die Ausbildung im Sinne der Richtlinie 2005/36/EG
nicht erfüllt, wenn im Übrigen die Voraussetzungen des
Artikels 13 der Richtlinie 2005/36/EG vorliegen; dabei
sind Ausbildungsgänge im Sinne des Artikels 12 der
Richtlinie 2005/36/EG gleichgestellt. 2Satz 1 gilt ent-
sprechend für Drittstaatsangehörige, soweit sich hin-
sichtlich der Anerkennung der Ausbildungsnachweise
nach dem Recht der Europäischen Gemeinschaft eine
Gleichstellung ergibt. 3Satz 1 gilt auch entsprechend für
Personen, die zur Führung der Berufsbezeichnung Archi-
tektin oder Architekt auf Grund eines Gesetzes ermäch-
tigt worden sind, das der zuständigen Behörde eines
Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum die Befugnis zuerkennt,
diesen Titel Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten oder
eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum zu verleihen, die sich
durch die Qualität ihrer Leistungen auf dem Gebiet der
Architektur besonders ausgezeichnet haben.

(4) 1Die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt in
Bezug auf Studienanforderungen in den Fachrichtungen
Innenarchitektur und Landschaftsarchitektur sowie
Stadtplanung auch, wer einen gleichwertigen Studienab-
schluss an einer ausländischen Hochschule oder an einer
sonstigen ausländischen Einrichtung nachweisen kann.
2Die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt in Bezug auf
Studienanforderungen und praktische Tätigkeit in den
Fachrichtungen Innenarchitektur und Landschaftsarchi-
tektur sowie Stadtplanung auch, wer als Angehöriger
eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum über eine Berufsqualifi-
kation verfügt, die in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum
zur Aufnahme und Ausübung dieses Berufs berechtigt.
3Abweichend von Satz 2 genügt es, wenn die Antragstel-
lerin oder der Antragsteller den Beruf ein Jahr vollzeit-
lich oder während einer entsprechenden Zeitdauer in
Teilzeit in den vorhergehenden zehn Jahren in einem
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den

Europäischen Wirtschaftsraum, die diesen Beruf nicht
reglementieren, ausgeübt hat und im Besitz eines oder
mehrerer Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise ist;
die Jahresvorgabe gilt nur, falls die Reglementierungen
des Herkunftsmitgliedstaates nichts anderes bestimmen.
4Voraussetzung für die Anerkennung nach den Sätzen 2
und 3 ist zudem, dass die übrigen Anforderungen an die
Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise nach Arti-
kel 13 der Richtlinie 2005/36/EG erfüllt sind; dabei sind
Ausbildungsnachweise im Sinne des Artikels 3 Absatz 3
und des Artikels 12 der Richtlinie 2005/36/EG gleichge-
stellt. 5Die Sätze 2 bis 4 gelten entsprechend für Dritt-
staatsangehörige, soweit sich hinsichtlich der Anerken-
nung der Ausbildungsnachweise nach dem Recht der
Europäischen Gemeinschaft eine Gleichstellung ergibt.

(5) 1Wenn sich die Berufsqualifikation der antragstel-
lenden Person im Sinne von Artikel 14 Absatz 1 der
Richtlinie 2005/36/EG wesentlich von den Eintragungs-
voraussetzungen nach Absatz 1 unterscheidet, kann die
antragstellende Person zu Ausgleichsmaßnahmen in
Form eines höchstens dreijährigen Anpassungslehrgangs
oder einer Eignungsprüfung verpflichtet werden, um
wesentliche Abweichungen in den Ausbildungsinhalten
nach Absatz 1 auszugleichen. 2In der Fachrichtung
Architektur werden Ausgleichsmaßnahmen nur in Form
einer Eignungsprüfung festgesetzt. 3Wenn die antragstel-
lende Person in dieser Fachrichtung nur eine Qualifikati-
on entsprechend dem Artikel 11 Buchstabe a der Richt-
linie 2005/36/EG nachweisen kann, kann die Eintragung
verweigert werden. 4In den anderen Fachrichtungen kann
die antragstellende Person grundsätzlich zwischen An-
passungslehrgang oder Eignungsprüfung wählen, es sei
denn, der Ausbildungsnachweis entspricht dem Berufs-
qualifikationsniveau des Artikel 11 Buchstabe a oder
Buchstabe b der Richtlinie 2005/36/ EG. 5Bei einem
Ausbildungsnachweis entsprechend dem Berufsqualifi-
kationsniveau des Artikel 11 Buchstabe a hat die antrag-
stellende Person sowohl einen Anpassungslehrgang zu
absolvieren als auch eine Eignungsprüfung abzulegen;
entspricht der Ausbildungsnachweis dem Niveau des
Artikel 11 Buchstabe b werden Ausgleichsmaßnahmen
nur in Form einer Eignungsprüfung festgesetzt.

(6) 1Vor der Entscheidung über die Ausgleichsmaßnah-
me wird geprüft, ob die von der antragstellenden Person
durch praktische Tätigkeit oder lebenslanges Lernen
erworbenen Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen,
die hierfür von einer einschlägigen Stelle formell als
gültig anerkannt wurden, wesentliche Unterschiede zu
den Ausbildungsinhalten nach Absatz 1 Satz 1 ausglei-
chen. 2Art und Umfang einer Ausgleichsmaßnahme ist
gegenüber der antragstellenden Person hinreichend zu
begründen; insbesondere ist die antragstellende Person
über das Niveau der verlangten und der vorgelegten
Berufsqualifikation nach Artikel 11 der Richtlinie
2005/36/EG sowie die wesentlichen Unterschiede in den
Ausbildungsinhalten, die nicht durch Kenntnisse, Fähig-
keiten und Kompetenzen nach Satz 1 ausgeglichen
werden können, zu informieren.

§ 4a Europäischer Berufsausweis

(1) Sollte für einen oder mehrere Berufe der in § 1
genannten Fachrichtungen der Europäische Berufsaus-
weis durch die Durchführungsverordnung (EU)
2015/983 nach Artikel 4a Absatz 7 der Richtlinie
2005/36/EG eingeführt sein, stellt die Hamburgische
Architektenkammer als zuständige Behörde im Sinne der
Artikel 4a bis 4e der Richtlinie 2005/36/EG auf Antrag
einen Europäischen Berufsausweis aus.

(2) Der Europäische Berufsausweis ist eine elektronische
Bescheinigung entweder zum Nachweis, dass der Be-
rufsangehörige sämtliche notwendigen Voraussetzungen
für die vorübergehende und gelegentliche Erbringung
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von Dienstleistungen in einem Aufnahmemitgliedstaat
erfüllt, oder zum Nachweis der Anerkennung von
Berufsqualifikationen für die Niederlassung in einem
Aufnahmemitgliedstaat.

(3) Das Verfahren richtet sich nach den Artikeln 4a bis
4e der Richtlinie 2005/36/EG und der hierzu erlassenen
Durchführungsverordnung (EU) 2015/983.

(4) 1Der Europäische Berufsausweis stellt gegebenen-
falls die Meldung nach Artikel 7 der Richtlinie 2005/36/
EG dar. 2Für die Zwecke der Niederlassung begründet
die Ausstellung eines Europäischen Berufsausweises
weder ein automatisches Recht zur Ausübung der in § 1
Absatz 1 genannten Berufe noch zur Führung der ent-
sprechenden Berufsbezeichnungen.

§ 5 Besondere Eintragungsgründe

(1) In die Architektenliste oder in die Stadtplanerliste ist
auf Antrag einzutragen, wer zwar die Voraussetzungen
des § 4 Absatz 1 Satz 1 nicht erfüllt, aber mindestens
acht Jahre lang eine praktische Tätigkeit der Fachrich-
tung nach § 1 für die die Eintragung begehrt wird ausge-
übt sowie durch Vorlage fachlich geeigneter eigener
Arbeiten und durch Bescheinigungen seine Berufsbefä-
higung nachgewiesen hat.

(2) Auf Antrag ist, unabhängig von den Voraussetzun-
gen nach Absatz 1, ferner in die Architektenliste einzu-
tragen, wer sich durch die Qualität seiner Leistungen auf
dem Gebiet der Architektur (Hochbau) besonders ausge-
zeichnet hat und dies gegenüber dem Eintragungsaus-
schuss durch eigene Arbeiten oder als Staatsangehörige
oder als Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates der
Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaates
des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum durch ein entsprechendes Prüfungszeugnis des
Heimat- oder Herkunftsmitgliedstaates nachweist.

§ 6 Besondere Versagungsgründe

(1) Die Eintragung in die Architektenliste oder in die
Stadtplanerliste ist einer sich bewerbenden Person zu
versagen,

1. solange ihr nach § 70 des Strafgesetzbuchs in der
Fassung vom 13. November 1998 (BGBl. I S. 3324),
zuletzt geändert am 1. September 2005 (BGBl. I
S. 2674), die Ausübung des Berufs verboten oder
nach § 132a der Strafprozessordnung in der Fassung
vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1075, 1319), zuletzt
geändert am 12. August 2005 (BGBl. I S. 2360), die
Ausübung des Berufs vorläufig verboten ist, der eine
der in § 1 bezeichneten Tätigkeiten zum Gegenstand
hat,

2. solange ihr nach § 35 Absatz 1 der Gewerbeordnung
in der Fassung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S.
203), zuletzt geändert am 6. September 2005 (BGBl.
I S. 2725, 2727), die Ausübung einer der in § 1 be-
zeichneten Tätigkeiten untersagt ist,

3. wenn sie wegen eines Verbrechens oder Vergehens
rechtskräftig zu einer Strafe verurteilt worden ist und
sich aus dem der Verurteilung zugrunde liegenden
Sachverhalt ergibt, dass sie zur Erfüllung der Be-
rufsaufgaben nach § 1 ungeeignet ist,

4. solange sie geschäftsunfähig oder ihr zur Besorgung
ihrer Vermögensangelegenheiten eine Betreuerin
oder ein Betreuer bestellt ist,

5. wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt,
dass sie die fachliche Eignung oder die Zu-
verlässigkeit zur Ausübung des Architekten-, Innen-
architekten- oder Stadtplanerberufes nicht besitzt.

(2) Die Eintragung in die Architektenliste oder in die
Stadtplanerliste kann einer sich bewerbenden Person

versagt werden, wenn sie innerhalb der letzten fünf Jahre
vor Stellung des Eintragungsantrages

1. eine Vermögensauskunft nach §§ 802c oder 807 der
Zivilprozessordnung in der Fassung vom 5. Dezem-
ber 2005 (BGBl. 2005 I S. 3205, 2006 I S. 431, 2007
I S. 1781), zuletzt geändert am 10. Oktober 2013
(BGBl. I S. 3786), oder § 284 der Abgabenordnung
in der Fassung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. 2002 I
S. 3869, 2003 I S. 61), zuletzt geändert am 18. De-
zember 2013 (BGBl. S. 4318, 4333), abgegeben hat,
das Insolvenzverfahren über ihr Vermögen eröffnet
oder der Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens mangels Masse abgewiesen worden ist oder

2. gröblich oder wiederholt gegen ihre Berufspflichten
verstoßen hat (§ 19).

§ 7 Löschung

(1) Die Eintragung ist zu löschen, wenn

1. die eingetragene Person verstorben ist,

2. die eingetragene Person auf die Eintragung verzich-
tet,

3. nach der Eintragung Tatsachen eintreten oder be-
kannt werden, die zu einer Versagung der Eintra-
gung geführt hätten oder

4. in einem Ehrenverfahren gegen die eingetragene
Person rechtskräftig auf Löschung der Eintragung
erkannt wurde.

(2) Die Eintragung kann gelöscht werden, wenn nach
der Eintragung Tatsachen eintreten oder bekannt werden,
die nach § 6 Absatz 2 zu einer Versagung der Eintragung
führen könnten.

§ 8 Ausstellung von Bescheinigungen

1Der Eintragungsausschuss der Hamburgischen Archi-
tektenkammer stellt die nach der Richtlinie 2005/36/EG
für die Berufsausübung in einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum
notwendigen Bescheinigungen für solche Personen aus,
die in der Freien und Hansestadt Hamburg einen Wohn-
sitz, eine Niederlassung oder einen Dienst- oder Be-
schäftigungsort haben. 2Der Eintragungsausschuss der
Hamburgischen Architektenkammer entscheidet insbe-
sondere, ob Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der
Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaates
des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum

1. die für die Ausstellung einer Bescheinigung nach
Artikel 47 der Richtlinie 2005/36/EG oder nach Ar-
tikel 49 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG erfor-
derliche Berufserfahrung oder Berufsbefähigung be-
sitzen und

2. die Voraussetzungen für die Ausstellung eines
Befähigungs- oder Ausbildungsnachweises nach Ar-
tikel 13 der Richtlinie 2005/36/EG erfüllen.

§ 9 Auswärtige Berufsangehörige

(1) 1Personen, die in der Freien und Hansestadt Ham-
burg weder einen Wohnsitz, eine Niederlassung oder
ihren Dienst- oder Beschäftigungsort haben, sind bei
einer Tätigkeit nach § 1 in der Freien und Hansestadt
Hamburg ohne Eintragung in die Architektenliste oder in
die Stadtplanerliste zur Führung der Berufsbezeichnung
nach § 2 Absatz 1, zur Führung dieser Berufsbezeich-
nungen in Wortverbindungen oder ähnlichen Bezeich-
nungen nach § 2 Absatz 3 befugt, wenn sie dazu nach
dem Recht eines anderen Landes der Bundesrepublik
Deutschland oder auswärtigen Staates, in dem sie einen
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Wohnsitz, eine Niederlassung oder ihren Dienst- oder
Beschäftigungsort haben, berechtigt sind. 2Bei Staatsan-
gehörigen eines Mitgliedstaates der Europäischen Union
oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum, die in der Bundesre-
publik Deutschland weder einen Wohnsitz, eine Nieder-
lassung oder ihren Dienst- oder Beschäftigungsort ha-
ben, genügt es, wenn sie zur Ausübung desselben Berufs
rechtmäßig in einem Mitgliedstaat der Europäischen
Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum niederge-
lassen sind und wenn sie einen Beruf mit einer in § 2
genannten Berufsbezeichnung mindestens ein Jahr
während der vorhergehenden zehn Jahre im Niederlas-
sungsmitgliedstaat oder Niederlassungsvertragsstaat
ausgeübt haben; die Bedingung, dass der Beruf ein Jahr
ausgeübt worden sein muss, gilt nicht, wenn entweder
der Beruf oder die Ausbildung zu diesem Beruf regle-
mentiert ist. 3In den Fachrichtungen Innenarchitektur,
Landschaftsarchitektur und Stadtplanung ist die Dienst-
leistung unter der Berufsbezeichnung des Niederlas-
sungsmitgliedstaates zu erbringen, sofern in diesem
Mitgliedstaat für die betreffende Tätigkeit eine solche
Berufsbezeichnung existiert. 4Die Berufsbezeichnung
wird in der Amtssprache oder einer der Amtssprachen
des Niederlassungsmitgliedstaates geführt, und zwar so,
dass keine Verwechslung mit der nach § 2 geschützten
Berufsbezeichnung möglich ist. 5Falls diese Berufsbe-
zeichnung im Niederlassungsmitgliedstaat nicht existiert,
gibt die Dienstleisterin oder der Dienstleister ihren oder
seinen Ausbildungsnachweis in der Amtssprache oder
einer der Amtssprachen des Niederlassungsmitgliedstaa-
tes an. 6Sätze 2 bis 5 gelten entsprechend für Drittstaats-
angehörige, soweit sich nach dem Recht der Europäi-
schen Gemeinschaft eine Gleichstellung ergibt. 7Die
Berufsbezeichnungen nach § 2 Absatz 2 Satz 1 dürfen
nur geführt werden, wenn die Personen ihren Beruf
eigenverantwortlich und unabhängig ausüben.

(2) 1Personen nach Absatz 1, die nicht in einer Architek-
ten- oder Stadtplanerliste eines anderen Landes der
Bundesrepublik Deutschland eingetragen sind, sind
verpflichtet, das erstmalige Erbringen von Leistungen
nach § 1 in der Freien und Hansestadt Hamburg vorher
der Hamburgischen Architektenkammer anzuzeigen.
2Sie haben

1. einen Nachweis über ihre Staatsangehörigkeit,

2. eine Bescheinigung darüber, dass sie im Lande ihres
Wohnsitzes oder ihrer Niederlassung die betreffen-
den Tätigkeiten rechtmäßig ausüben und ihnen die
Ausübung dieser Tätigkeiten zum Zeitpunkt der
Vorlage der Bescheinigung nicht, auch nicht vo-
rübergehend, untersagt ist,

3. einen Berufsqualifikationsnachweis und

4. soweit in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 erster
Halbsatz weder der Beruf noch die Ausbildung zu
diesem Beruf reglementiert ist, einen Nachweis in
beliebiger Form darüber, dass sie die betreffende Tä-
tigkeit während der vorhergehenden zehn Jahre
mindestens ein Jahr lang ausgeübt haben,

vorzulegen. 3Sie werden vom Eintragungsausschuss in
ein besonderes Verzeichnis (Verzeichnis der auswärtigen
Architektinnen und Architekten und Stadtplanerinnen
und Stadtplaner) eingetragen. 4Hierüber ist ihnen eine
auf höchstens fünf Jahre befristete Bescheinigung auszu-
stellen, aus der sich auch die Berechtigung zur Führung
der Berufsbezeichnung nach § 2 Absatz 1 ergibt. 5Die
Frist ist in die Bescheinigung aufzunehmen. 6Die Be-
scheinigung kann auf Antrag verlängert werden. 7Durch
die Aufnahme in das Verzeichnis werden diese Personen
nicht Pflichtmitglieder der Hamburgischen Architekten-
kammer. 8Wer eine Berufsbezeichnung nach § 2 Ab-
satz 2 Satz 1 führen will, hat eine Erklärung vorzulegen,

dass er seinen Beruf eigenverantwortlich und unabhän-
gig gemäß § 2 Absatz 2 Sätze 2 und 3 ausübt.

(3) Personen, die in der Bundesrepublik Deutschland
nicht in einer Architekten- oder Stadtplanerliste einge-
tragen sind, nicht unter Absatz 1 Satz 2 fallen und nicht
über einen Ausbildungsabschluss auf dem Gebiet ihrer
Fachrichtung gemäß § 1 nach dem Recht der Europäi-
schen Gemeinschaft verfügen, dürfen die Berufsbe-
zeichnung nach § 2 nur führen, wenn zuvor die Gleich-
wertigkeit ihres Berufsabschlusses mit den in § 4 ge-
nannten Voraussetzungen festgestellt wurde.

(4) Den in Absatz 2 genannten Personen kann der Ein-
tragungsausschuss die Führung der Berufsbezeichnung
untersagen, wenn die Voraussetzungen nach Absatz 2
Satz 2 Nummern 1 bis 4 nicht vorliegen oder Tatsachen
eingetreten oder bekannt geworden sind, die eine Versa-
gung der Eintragung nach § 6 rechtfertigen.

§ 10 Gesellschaften

(1) 1Die Berufsbezeichnungen nach § 2 dürfen im Na-
men einer Partnerschaftsgesellschaft und einer Partner-
schaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung oder
in der Firma einer Kapitalgesellschaft geführt werden,
wenn die Gesellschaft in ein besonderes Verzeichnis bei
der Hamburgischen Architektenkammer (Gesellschafts-
verzeichnis) eingetragen oder als auswärtige Gesell-
schaft nach § 11 hierzu berechtigt ist. 2Mit der Eintra-
gung wird die Gesellschaft nicht Mitglied der Ham-
burgischen Architektenkammer.

(2) Die Gesellschaft ist auf Antrag in das Gesellschafts-
verzeichnis einzutragen, wenn sie einen Sitz in der
Freien und Hansestadt Hamburg hat, das Bestehen einer
angemessenen Haftpflichtversicherung nachweist und
der Gesellschaftsvertrag oder die Satzung regelt, dass

1. Gegenstand der Gesellschaft ausschließlich die
Wahrnehmung der Berufsaufgaben nach § 1 ist, die
der in der Firma geführten Berufsbezeichnung nach
§ 2 entsprechen,

2. mindestens eine zur Führung der jeweiligen Berufs-
bezeichnung nach § 2 berechtigte Person zugleich
als Gesellschafterin oder Gesellschafter Kapital und
Stimme innehat und in der Gesellschaft als Ge-
schäftsführerin oder Geschäftsführer beruflich ver-
antwortlich tätig ist,

3. die Berufsangehörigen nach § 2 mindestens die
Hälfte des Kapitals und der Stimmanteile innehaben
und die weiteren Anteile von natürlichen Personen
gehalten werden, die aufgrund ihrer Berufsausbil-
dung zum Erreichen des Unternehmenszwecks bei-
tragen können und einen freien Beruf ausüben; die
Berufsangehörigkeit aller Gesellschafterinnen oder
Gesellschafter ist in geeigneter Weise kenntlich zu
machen,

4. die zur Geschäftsführung befugten Personen mindes-
tens zur Hälfte Berufsangehörige nach § 2 sind und
die Gesellschaft von den Berufsangehörigen nach
§ 2 verantwortlich geführt wird,

5. Kapitalanteile nicht für Rechnung Dritter gehalten
und Stimmrechte nicht für Dritte oder von Dritten
ausgeübt werden dürfen,

6. bei Aktiengesellschaften und Kommandit-
gesellschaften auf Aktien die Aktien auf Namen lau-
ten und

7. die für Berufsangehörige nach § 2 geltenden Berufs-
pflichten von der Gesellschaft beachtet werden.

(3) 1Die Gesellschaft hat zur Deckung der sich aus ihrer
Tätigkeit ergebenden Haftpflichtgefahren eine Berufs-
haftpflichtversicherung in angemessener Höhe abzu-
schließen, für die Dauer ihrer Eintragung in das Gesell-
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schaftsverzeichnis aufrechtzuerhalten und eine Nachhaf-
tung des Versicherers für mindestens fünf Jahre nach
Beendigung des Versicherungsvertrages zu vereinbaren.
2Die Mindestversicherungssumme beträgt für jeden
Versicherungsfall 1,5 Million Euro für Personenschäden
und 300 000 Euro für Sach- und Vermögensschäden.
3Die Jahreshöchstleistung für alle in einem Versiche-
rungsjahr verursachten Schäden muss sich mindestens
auf den dreifachen Betrag der Mindestversicherungs-
summe belaufen. 4Partnerschaftsgesellschaften mit
beschränkter Berufshaftung erfüllen die Voraussetzun-
gen nach § 8 Absatz 4 Satz 1 des Partnerschaftsgesell-
schaftsgesetzes vom 25. Juli 1994 (BGBl. I S. 1744),
zuletzt geändert am 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2386),
wenn sie eine Berufshaftpflichtversicherung nach den
Vorgaben des Satzes 2 unterhalten. 5Die Leistungen des
Versicherers für alle innerhalb eines Jahres verursachten
Schäden können auf den Betrag der Mindestversiche-
rungssummen, vervielfacht mit der Zahl der Partner,
begrenzt werden. 6Die Jahreshöchstleistung für alle in
einem Versicherungsjahr verursachten Schäden muss
sich jedoch mindestens auf den dreifachen Betrag der
Mindestversicherungssummen belaufen. 7Die Hamburgi-
sche Architektenkammer überwacht das Bestehen eines
angemessenen Versicherungsschutzes. 8Sie ist zuständi-
ge Stelle im Sinne des § 117 Absatz 2 des Versiche-
rungsvertragsgesetzes vom 23. November 2007 (BGBl. I
S. 2631), zuletzt geändert am 20. September 2013
(BGBl. I S. 3642, 3661).

(4) 1Mit dem Antrag auf Eintragung in das Gesell-
schaftsverzeichnis sind eine öffentlich beglaubigte
Ausfertigung des Gesellschaftsvertrages oder der Sat-
zung und eine Liste der Gesellschafterinnen und Gesell-
schafter vorzulegen sowie die Anmeldung zum Handels-
register oder Partnerschaftsregister nachzuweisen. 2Der
Eintragungsausschuss hat gegenüber dem Registerge-
richt zu bescheinigen, dass die im Handelsregister oder
Partnerschaftsregister einzutragende Gesellschaft die
Voraussetzungen zur Eintragung in das Verzeichnis nach
Absatz 1 erfüllt. 3Änderungen der Eintragung im Han-
delsregister oder Partnerschaftsregister sind der Ham-
burgischen Architektenkammer von der Gesellschaft
unverzüglich anzuzeigen.

(5) Die Eintragung einer Gesellschaft wird gelöscht,
wenn

1. die Gesellschaft nicht mehr besteht,

2. die geschützte Berufsbezeichnung im Namen einer
Partnerschaftsgesellschaft und einer Partnerschafts-
gesellschaft mit beschränkter Berufshaftung oder in
der Firma einer Kapitalgesellschaft nicht mehr ge-
führt wird,

3. die Eintragungsvoraussetzungen nicht mehr vorlie-
gen,

4. die Gesellschaft in Vermögensverfall geraten ist
oder

5. in einem Ehrenverfahren rechtskräftig auf Löschung
der Eintragung aus dem Gesellschaftsverzeichnis er-
kannt wurde.

(6) 1In den Fällen des Absatzes 5 Nummer 3 setzt der
Eintragungsausschuss der Gesellschaft eine Frist von
höchstens einem Jahr, innerhalb derer die Eintragungs-
voraussetzungen wieder erfüllt werden können. 2Im Falle
des Todes einer Geschäftsführerin oder eines Geschäfts-
führers oder einer Gesellschafterin oder eines Gesell-
schafters soll die Frist mindestens ein Jahr und höchstens
zwei Jahre betragen.

§ 11 Auswärtige Gesellschaften

1Gesellschaften, die in der Freien und Hansestadt Ham-
burg keinen Sitz haben (auswärtige Gesellschaften),

dürfen in ihrer Firma oder ihrem Namen die in § 2 ge-
nannten Berufsbezeichnungen, Wortverbindungen damit
oder ähnliche Berufsbezeichnungen führen, wenn sie
nach dem Recht ihres Herkunftsstaates befugt sind, diese
oder vergleichbare Berufsbezeichnungen in ihrer Firma
oder ihrem Namen zu führen. 2Die Gesellschaften, die
nicht in einem Gesellschaftsverzeichnis eines anderen
Landes der Bundesrepublik Deutschland eingetragen
sind, haben das erstmalige Erbringen von Leistungen
vorher der Hamburgischen Architektenkammer anzuzei-
gen. 3Sie werden in einem besonderen Verzeichnis
(Verzeichnis der auswärtigen Gesellschaften) geführt.
4Der Eintragungsausschuss untersagt diesen Gesellschaf-
ten das Führen der Berufsbezeichnung, wenn sie auf
Verlangen nicht nachweisen, dass

1. sie oder ihre Gesellschafterinnen oder Gesellschafter
und gesetzlichen Vertreterinnen oder Vertreter die
betreffende Tätigkeit nach dem Recht des Her-
kunftsstaates der Gesellschaft rechtmäßig ausüben
und

2. der Gesellschaftsvertrag oder die Satzung die Vo-
raussetzungen gemäß § 10 Absatz 2 Nummern 1 bis
6 erfüllt und eine Berufshaftpflichtversicherung ge-
mäß § 10 Absatz 3 besteht.

§ 12 Partnerschaftsgesellschaften

1Auf Partnerschaftsgesellschaften und Partnerschaftsge-
sellschaften mit beschränkter Berufshaftung findet § 10
Absatz 2 Nummern 1 bis 5 keine Anwendung.
2Partnerschaftsgesellschaften und Partnerschaftsgesell-
schaften mit beschränkter Berufshaftung können ihre
Haftung gegenüber Auftraggeberinnen oder Auftragge-
bern für Ansprüche aus Sach- und Vermögensschäden
wegen fahrlässig fehlerhafter Berufsausübung auch
durch vorformulierte Vertragsbedingungen auf den
dreifachen Betrag der Mindestversicherungssumme
beschränken.

§ 13 Hamburgische Architektenkammer

(1) 1Die in die Architektenliste eingetragenen Architek-
tinnen und Architekten, Innenarchitektinnen und Innen-
architekten, Landschaftsarchitektinnen und Landschafts-
architekten und die in die Stadtplanerliste eingetragenen
Stadtplanerinnen und Stadtplaner bilden als Pflichtmit-
glieder die „Hamburgische Architektenkammer“.
2Personen, die nach der Ausbildung eine praktische
Tätigkeit nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 ausüben
und in der Freien und Hansestadt Hamburg einen Wohn-
sitz, eine Niederlassung oder ihren Dienst- oder Beschäf-
tigungsort haben, sind auf Antrag als außerordentliches
Mitglied aufzunehmen; diese Personen werden in einem
besonderen Verzeichnis geführt. 3Des Weiteren kann die
Hamburgische Architektenkammer nach Maßgabe einer
Satzung Gastmitglieder aufnehmen.

(2) 1Die Pflichtmitgliedschaft endet, wenn die Eintra-
gung in der Architektenliste oder in der Stadtplanerliste
gelöscht wird. 2Die außerordentliche Mitgliedschaft
endet, wenn trotz schriftlicher Aufforderung der Ham-
burgischen Architektenkammer nicht innerhalb von drei
Monaten nach Ablauf der zweijährigen praktischen
Tätigkeit ein Antrag auf Eintragung in die Architekten-
liste gestellt wird.

(3) 1Die Hamburgische Architektenkammer ist eine
Körperschaft des öffentlichen Rechts und führt ein
Dienstsiegel mit dem kleinen Landeswappen. 2Sie hat
ihren Sitz in der Freien und Hansestadt Hamburg.

(4) Die Organe der Hamburgischen Architektenkammer
sind

1. die Kammerversammlung,

2. der Kammervorstand,



Seite 6 von 11

3. der Eintragungsausschuss und

4. der Ehrenausschuss.

§ 14 Aufgaben
1Aufgabe der Hamburgischen Architektenkammer ist es
insbesondere,

1. die Baukultur und das Bauwesen zu pflegen und zu
fördern,

2. die Architektenliste, die Stadtplanerliste und die
Verzeichnisse nach § 3 Absatz 1 zu führen sowie die
für die Berufsausübung notwendigen Bescheinigun-
gen auszustellen, die Berufsinteressen zu fördern
und zu vertreten, das Ansehen des Berufsstandes zu
wahren und die Erfüllung der Berufspflichten zu
überwachen,

3. auf die Beilegung von Streitigkeiten hinzuwirken,
die sich aus der Berufsausübung zwischen Mitglie-
dern oder zwischen diesen und Dritten ergeben,

4. die berufliche Ausbildung und Fortbildung zu för-
dern,

5. die Behörden und Gerichte in allen Fragen, die den
Aufgabenkreis der Berufsangehörigen nach § 2 be-
treffen, zu unterstützen, Gutachten zu erstellen und
Sachverständige namhaft zu machen,

6. Bestimmungen über die öffentliche Bestellung und
Vereidigung von Sachverständigen für Architekten-
leistungen im Einvernehmen mit der zuständigen
Behörde zu erlassen,

7. die Berufsangehörigen in Fragen der Berufs-
ausübung zu beraten,

8. im Wettbewerbswesen beratend tätig zu sein,

9. weitere Aufgaben wahrzunehmen, die der Hambur-
gischen Architektenkammer im Rahmen ihres Tätig-
keitsbereiches nach diesem Gesetz durch die zustän-
dige Behörde übertragen werden.

2Sie kann zur Durchführung ihrer Aufgaben nach Satz 1
Nummern 1, 2 und 4 besondere Einrichtungen schaffen
oder sich an anderen beteiligen.

§ 15 Versorgungswerk

(1) Die Hamburgische Architektenkammer kann durch
besondere Satzung (Versorgungsstatut)

1. für ihre Mitglieder und deren Familienangehörige
ein Versorgungswerk errichten oder sich einem Ver-
sorgungswerk im Bundesgebiet anschließen und

2. ihre Mitglieder verpflichten, Mitglieder dieses
Versorgungswerkes zu werden.

(2) 1Mitglieder, die nach beamtenrechtlichen Vorschrif-
ten Anspruch auf Versorgung haben, sind von der
Pflichtmitgliedschaft im Versorgungswerk auszuneh-
men. 2Mitglieder, die der Versicherungspflicht nach dem
Sechsten Buch Sozialgesetzbuch in der Fassung vom
19. Februar 2002 (BGBl. I S. 757, 1404, 3384), zuletzt
geändert am 22. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3676,
3678), in der jeweils geltenden Fassung als Versicherte
unterliegen, sind auf Antrag von der Pflichtmitglied-
schaft im Versorgungswerk zu befreien. 3In einer Über-
gangsbestimmung sind Freistellungen für die Fälle
vorzusehen, in denen eine andere gleichwertige Versor-
gung nach näherer Maßgabe des Versorgungsstatutes
nachgewiesen wird.

(3) 1Das Versorgungsstatut muss eine selbständige Ver-
waltung des Versorgungswerkes durch eigene Organe
vorsehen. 2Es muss ferner Bestimmungen enthalten über:

1. versicherungspflichtige Mitglieder,

2. Höhe und Art der Versorgungsleistungen,

3. Höhe der Beiträge,

4. Beginn und Ende der Mitgliedschaft,

5. Befreiung von der Mitgliedschaft,

6. freiwillige Mitgliedschaft,

7. Bildung, Zusammensetzung, Wahl, Amtsdauer und
Aufgaben der Organe des Versorgungswerkes.

(4) Das Vermögen des Versorgungswerkes ist vom
übrigen Vermögen der Kammer getrennt zu verwalten.

(5) Die Hamburgische Architektenkammer haftet für die
Ansprüche aus dem Versorgungsstatut unbeschränkt.

(6) Schließt sich die Hamburgische Architektenkammer
einem bestehenden Versorgungswerk im Bundesgebiet
an, so gelten die Vorschriften über das Verwaltungsver-
fahren dieses Versorgungswerkes auch gegenüber den
Mitgliedern, die diesem Versorgungswerk auf Grund des
Anschlusses angehören.

§ 16 Kammerversammlung

(1) Die Kammerversammlung besteht aus den Mitglie-
dern der Hamburgischen Architektenkammer.

(2) Die Kammerversammlung beschließt insbesondere
über

1. die Satzung, die Wahlordnung, die Ehrenordnung,
die Kostenordnung, das Versorgungsstatut und die
Geschäftsordnung für den Kammervorstand,

2. die Wahl des Kammervorstandes, des Ehren-
ausschusses, des Schlichtungsausschusses und des
Ausschusses zur Prüfung und Abnahme der vom
Kammervorstand zu legenden Rechnung,

3. die Bewilligung der Mittel für die Geschäftsführung
der Kammer und die Bestimmung des Beitrages der
Mitglieder,

4. die Entlastung des Kammervorstandes für seine
Tätigkeit im abgelaufenen Geschäftsjahr,

5. die Schaffung von Fürsorge- und Versorgungsein-
richtungen.

(3) Die Satzung, die Wahlordnung, die Ehrenordnung,
die Kostenordnung und das Versorgungsstatut bedürfen
der Genehmigung durch die zuständige Behörde.

§ 17 Kammervorstand

(1) 1Der Kammervorstand besteht aus der Präsidentin
oder dem Präsidenten, zwei Vizepräsidentinnen oder
Vizepräsidenten und einer in der Satzung festzusetzen-
den Anzahl weiterer Vorstandsmitglieder. 2Dem Kam-
mervorstand müssen mindestens zwei Architektinnen
oder Architekten, eine Innenarchitektin oder ein Innen-
architekt, eine Landschaftsarchitektin oder ein Land-
schaftsarchitekt sowie eine Stadtplanerin oder ein Stadt-
planer angehören. 3Mindestens drei Vorstandsmitglieder
müssen freischaffend im Sinne von § 2 Absatz 2 tätig
sein. 4Ein Vorstandsmitglied muss als Angestellte oder
Angestellter, eines als Beamtin oder Beamter und eines
baugewerblich tätig sein. 5Die Präsidentin oder der
Präsident und eine Vizepräsidentin oder ein Vizepräsi-
dent müssen freischaffend im Sinne von § 2 Absatz 2,
die andere Vizepräsidentin oder der andere Vizepräsi-
dent muss als Angestellte oder Angestellter, als Beamtin
oder Beamter oder baugewerblich tätig sein.

(2) Der Kammervorstand führt die Geschäfte der Ham-
burgischen Architektenkammer.

(3) Die Präsidentin oder der Präsident oder eine Vize-
präsidentin oder ein Vizepräsident vertreten die Ham-
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burgische Architektenkammer gerichtlich und außerge-
richtlich.

§ 18 Eintragungsausschuss

(1) Die Hamburgische Architektenkammer bildet einen
Eintragungsausschuss.

(2) 1Dem Eintragungsausschuss gehören eine Vorsit-
zende oder ein Vorsitzender und zwölf Beisitzerinnen
oder Beisitzer an. 2Die Vorsitzende oder der Vorsitzende
muss die Befähigung zum Richteramt haben und darf
nicht Mitglied der Hamburgischen Architektenkammer
sein. 3Die Beisitzerinnen oder Beisitzer dürfen nicht dem
Kammervorstand angehören. 4Unter den Beisitzerinnen
oder Beisitzern müssen sich mindestens zwei Architek-
tinnen oder Architekten, zwei Innenarchitektinnen oder
Innenarchitekten, zwei Landschaftsarchitektinnen oder
Landschaftsarchitekten sowie zwei Stadtplanerinnen
oder Stadtplaner befinden.

(3) Für die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und die
zwölf Beisitzerinnen oder Beisitzer sind Stellvertreterin-
nen oder Stellvertreter zu bestellen, die entsprechende
Voraussetzungen erfüllen müssen.

(4) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende, die Beisitze-
rinnen oder Beisitzer und die Stellvertreterinnen oder
Stellvertreter des Eintragungsausschusses werden für die
Dauer von vier Jahren vom Kammervorstand bestellt.

(5) 1Der Eintragungsausschuss ist unabhängig und an
Weisungen nicht gebunden. 2Er entscheidet nach seiner
freien aus dem Gang des gesamten Verfahrens gewon-
nenen Überzeugung mit Stimmenmehrheit. 3Die Ent-
scheidung über die Eintragung in die Architektenliste,
die Stadtplanerliste und die Verzeichnisse nach § 10
Absatz 1 und § 13 Absatz 1 Satz 2 ist innerhalb kürzester
Frist, spätestens jedoch binnen drei Monaten nach Ein-
reichung der vollständigen Unterlagen zu treffen; in den
Fällen des § 4 Absätze 3 und 4 sowie § 5 kann die Frist
um einen Monat verlängert werden. 4Sämtliche Ent-
scheidungen sind mit Begründung zuzustellen. 5Die
Sitzungen des Eintragungsausschusses sind nicht öffent-
lich.

(6) 1Der Eintragungsausschuss entscheidet in der Beset-
zung mit der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden und
vier Beisitzerinnen oder Beisitzern. 2Die mitwirkenden
Beisitzerinnen oder Beisitzer werden von der Vorsitzen-
den oder dem Vorsitzenden nach Maßgabe des Absat-
zes 7 in alphabetischer Folge bestimmt. 3Sind die Beisit-
zerin oder ein Beisitzer und die Stellvertreterin oder der
Stellvertreter verhindert, so kann jede andere Beisitzerin
oder jeder andere Beisitzer der nach Absatz 7 vorge-
schriebenen Fachrichtung herangezogen werden.

(7) Bei der Entscheidung über einen Eintragungsantrag
muss mindestens eine Beisitzerin oder ein Beisitzer der
Fachrichtung der betroffenen Person mitwirken.

(8) 1Ein Vorverfahren nach § 68 der Verwaltungsge-
richtsordnung in der Fassung vom 19. März 1991
(BGBl. I S. 687), zuletzt geändert am 22. August 2005
(BGBl. I S. 2482, 2483), gegen Entscheidungen des
Eintragungsausschusses findet nicht statt. 2Kosten eines
Beistandes werden nicht erstattet. 3In gerichtlichen
Verfahren, die Entscheidungen des Eintragungsaus-
schusses betreffen, wird die Hamburgische Architekten-
kammer durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden
des Eintragungsausschusses vertreten.

§ 18a Einheitlicher Ansprechpartner

1Die Verfahren nach diesem Gesetz können über den
Einheitlichen Ansprechpartner Hamburg abgewickelt
werden. 2Es gelten die Bestimmungen zum Verfahren
über die einheitliche Stelle nach §§ 71a bis 71e des

Hamburgischen Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 9.
November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geän-
dert am 14. März 2014 (HmbGVBl. S. 102), in der
jeweils geltenden Fassung.

§ 19 Berufspflichten

(1) Die Berufsangehörigen nach §§ 2 und 9, die Gesell-
schaften nach §§ 10 bis 12 sowie die außerordentlichen
Mitglieder nach § 13 Absatz 1 sind verpflichtet, ihren
Beruf gewissenhaft und unter Beachtung des Rechts
auszuüben, dem ihnen im Zusammenhang mit dem
Beruf entgegengebrachten Vertrauen zu entsprechen und
alles zu unterlassen, was dem Ansehen des Berufsstan-
des schaden könnte.

(2) Sie sind insbesondere verpflichtet,

1. die für die Berufsausübung geltenden Rechtsvor-
schriften, insbesondere die einschlägigen verbindli-
chen preisrechtlichen Bestimmungen, und techni-
schen Regeln zu beachten,

2. sich beruflich fortzubilden und sich dabei auch über
die für ihre Berufsausübung geltenden Bestimmun-
gen zu unterrichten,

3. sich an Wettbewerben nur zu beteiligen, wenn durch
die Verfahrensbedingungen gemäß geltenden bun-
des- oder landesrechtlichen Vorschriften ein lauterer
Leistungsvergleich sichergestellt ist und in ausge-
wogener Weise den Belangen von Ausloberinnen
oder Auslobern und Teilnehmerinnen oder Teilneh-
mern Rechnung getragen wird,

4. in Ausübung des Berufes keine Vorteile von Dritten,
die nicht Auftraggeberin oder Auftraggeber sind, zu
fordern oder anzunehmen,

5. sich im Falle eigenverantwortlicher Tätigkeit gegen
Haftpflichtansprüche, die aus der Berufsausübung
herrühren können, entsprechend dem Umfang und
der Art der ausgeübten Berufstätigkeiten angemes-
sen zu versichern; die Hamburgische Architekten-
kammer überwacht das Bestehen eines angemesse-
nen Versicherungsschutzes und ist insoweit zustän-
dige Stelle im Sinne des § 117 Absatz 2 des Versi-
cherungsvertragsgesetzes,

6. besonders als freischaffende Berufsangehörige oder
Gesellschaften ihre Unabhängigkeit und Eigenver-
antwortung gegenüber Auftraggeberinnen oder Auf-
traggebern sowie anderen Personen und Unterneh-
men zu wahren und wahren zu lassen,

7. zur Verschwiegenheit über alle vertraulich zu be-
handelnden Angelegenheiten, die ihnen im Zusam-
menhang mit ihrer Tätigkeit bekannt geworden sind,

8. sich gegenüber Berufsangehörigen, Gesellschaften,
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie in der Zu-
sammenarbeit mit Angehörigen anderer Berufe ver-
antwortungsbewusst und kollegial zu verhalten,

9. bei Streitigkeiten untereinander, die sich aus der
Berufsausübung ergeben, den Schlichtungsausschuss
der Hamburgischen Architektenkammer anzurufen,

10. das geistige Eigentum anderer zu achten und nur
solche Pläne und Bauvorlagen zu unterschreiben, die
von ihnen selbst oder unter ihrer Leitung oder Ver-
antwortung gefertigt wurden, sowie

11. über ihre berufliche Tätigkeit, Person und Gesell-
schaft nur sachlich zu informieren, aufdringliche,
unlautere oder unsachliche Werbung zu unterlassen
und sich nicht an einer Werbung für Produkte oder
Leistungen der Bauwirtschaft unter Hervorhebung
ihrer Berufsbezeichnung zu beteiligen.

(3) 1Ein außerhalb des Berufs liegendes Verhalten stellt
eine Berufspflichtverletzung dar, wenn es nach den
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Umständen des Einzelfalles in besonderem Maße geeig-
net ist, Achtung und Vertrauen in einer für die Ausübung
der Berufstätigkeit oder für das Ansehen des Berufsstan-
des bedeutsamen Weise zu beeinträchtigen. 2Die amtli-
che Tätigkeit der Mitglieder, die im öffentlichen Dienst
stehen, unterliegt nicht der Aufsicht der Hamburgischen
Architektenkammer.

§ 20 Ehrenausschuss

(1) 1Das Ehrenverfahren findet vor dem Ehrenausschuss
statt. 2Dem Ehrenausschuss gehören eine Vorsitzende
oder ein Vorsitzender und sechs Beisitzerinnen oder
Beisitzer an. 3Die Vorsitzende oder der Vorsitzende
muss die Befähigung zum Richteramt haben. 4Unter den
Beisitzerinnen oder Beisitzern müssen sich Angehörige
aller in der Kammer vertretenen Fachrichtungen und
Beschäftigungsarten befinden. 5§ 18 Absatz 2 Satz 3 und
Absätze 3, 5 und 8 findet entsprechende Anwendung.

(2) 1Der Ehrenausschuss entscheidet in der Besetzung
mit der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden und zwei
Beisitzerinnen oder Beisitzern. 2Die mitwirkenden
Beisitzerinnen oder Beisitzer werden von der Vorsitzen-
den oder dem Vorsitzenden nach Maßgabe des Absat-
zes 3 in alphabetischer Folge bestimmt. 3§ 18 Absatz 6
Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Bei Entscheidungen im Ehrenverfahren muss min-
destens eine Beisitzerin oder ein Beisitzer derselben
Fachrichtung und derselben Beschäftigungsart der Be-
troffenen oder des Betroffenen mitwirken.

(4) Der Ehrenausschuss kann in seiner Entscheidung die
Veröffentlichung auf Kosten der Betroffenen oder des
Betroffenen anordnen.

(5) Die Entscheidungen des Ehrenausschusses und ihre
Unanfechtbarkeit sind dem Kammervorstand mit-
zuteilen.

§ 21 Ehrenverfahren

(1) 1Die schuldhafte Verletzung von Berufspflichten
gemäß § 19 wird in einem förmlichen Ehrenverfahren
vor dem Ehrenausschuss geahndet. 2Politische, wissen-
schaftliche und künstlerische oder religiöse Ansichten
und Handlungen können nicht Gegenstand eines Ehren-
verfahrens sein. 3Dem Ehrenverfahren unterliegen nicht
Personen, die dem öffentlichen Dienst angehören hin-
sichtlich ihrer dienstlichen Tätigkeit, und Personen,
soweit sie als Beliehene öffentliche Aufgaben wahrneh-
men.

(2) Einen Antrag auf Einleitung eines Ehrenverfahrens
kann stellen:

1. die betroffene Person oder Gesellschaft nach §§ 10

bis 12 gegen sich selbst,

2. der Vorstand der Hamburgischen Architektenkam-
mer.

(3) 1Ist wegen desselben Sachverhalts die öffentliche
Klage im strafgerichtlichen Verfahren erhoben worden,
kann ein Ehrenverfahren zwar eingeleitet werden, es
muss aber bis zur Beendigung des Strafverfahrens aus-
gesetzt werden. 2Das Gleiche gilt, wenn während des
Ehrenverfahrens die öffentliche Klage erhoben wird.
3Ein Ehrenverfahren kann ausgesetzt werden, wenn in
einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren über
eine Frage zu entscheiden ist, deren Beurteilung für die
Entscheidung im Ehrenverfahren von wesentlicher
Bedeutung ist.

(4) 1Die tatsächlichen Feststellungen des Urteils im
strafgerichtlichen Verfahren sind für das Ehrenverfahren
bindend. 2Ist eine Person in einem strafgerichtlichen
Verfahren freigesprochen worden oder wurde das straf-

gerichtliche Verfahren eingestellt, kann wegen des
Sachverhalts, der Gegenstand der gerichtlichen Ent-
scheidung war, ein Ehrenverfahren nur eingeleitet oder
fortgesetzt werden, wenn dieser Sachverhalt, eine Ver-
letzung von Berufspflichten darstellt.

(5) Die Absätze 3 und 4 gelten entsprechend, wenn
wegen desselben Sachverhalts ein Disziplinarverfahren
eingeleitet wurde, ein Ehren- oder Berufsgerichtsverfah-
ren bei einer anderen berufständischen Kammer eines
Landes der Bundesrepublik Deutschland oder ein Straf-,
Disziplinar-, Ehren- oder Berufsgerichtsverfahren nach
dem Recht eines anderen Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union oder eines nach Europäischem Gemein-
schaftsrecht gleichgestellten anderen Staates anhängig ist
oder rechtskräftig abgeschlossen wurde.

§ 22 Maßnahmen im Ehrenverfahren

(1) 1Im Ehrenverfahren gegen eine natürliche Person
kann erkannt werden auf

1. Verwarnung,

2. Verweis,

3. Geldbuße bis zu 15 000 Euro,

4. Aberkennung der Mitgliedschaft in Organen und
Ausschüssen der Hamburgischen Architektenkam-
mer,

5. Aberkennung des Wahlrechts und der Wählbarkeit
zu den Organen und Ausschüssen der Hamburgi-
schen Architektenkammer bis zur Dauer von fünf
Jahren,

6. Löschung der Eintragung in der Architektenliste
oder in der Stadtplanerliste oder aus dem Verzeich-
nis nach § 9 Absatz 2 Satz 2.

2Neben einer Maßnahme nach Satz 1 Nummern 1 und 2
sowie 4 bis 6 kann auf eine Maßnahme nach Satz 1
Nummer 3 erkannt werden. 3In den Fällen von Satz 1
Nummer 6 bestimmt der Ehrenausschuss einen Zeitraum
von mindestens drei und höchstens sieben Jahren inner-
halb dessen eine erneute Eintragung zu versagen ist.

(2) 1Im Ehrenverfahren gegen eine Gesellschaft nach
§§ 10 bis 12 kann erkannt werden auf

1. Verwarnung,

2. Verweis,

3. Geldbuße bis zu 30 000 Euro,

4. Löschung der Eintragung aus dem Verzeichnis nach
§ 10 Absatz 1.

2Neben einer Maßnahme nach Satz 1 Nummern 1 und 2
sowie 4 kann auf eine Maßnahme nach Satz 1 Nummer 3
erkannt werden.

(3) 1Sind seit einer Berufspflichtverletzung mehr als
fünf Jahre vergangen, so sind Maßnahmen im Ehrenver-
fahren nicht mehr zulässig. 2Verstößt die Tat auch gegen
ein Strafgesetz, so endet die Frist nicht vor der Verjäh-
rung der Strafverfolgung. 3Ist vor Ablauf der Frist ein
Ehrenverfahren oder wegen desselben Sachverhalts ein
Strafverfahren eingeleitet worden, so ist die Frist für die
Dauer des Verfahrens gehemmt. 4Für den Beginn, das
Ruhen und die Unterbrechung der Verjährung gelten die
§§ 78a bis 78c des Strafgesetzbuchs entsprechend.

(4) Geldbußen fließen der Hamburgischen Architekten-
kammer zu.

§ 23 Schlichtungsausschuss

(1) 1Streitigkeiten zwischen Mitgliedern, die sich aus
der Berufsausübung ergeben, sollen von dem Schlich-
tungsausschuss beigelegt werden. 2Der Schlichtungsaus-
schuss besteht aus drei Mitgliedern, von denen zwei der
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Hamburgischen Architektenkammer angehören müssen.
3Die Vorsitzende oder der Vorsitzende muss die Befähi-
gung zum Richteramt haben. 4Für jedes Mitglied ist eine
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu wählen.

(2) 1Bei Streitigkeiten zwischen Mitgliedern und Dritten
kann der Schlichtungsausschuss auf Antrag einer oder
eines Beteiligten einen Schlichtungsversuch unterneh-
men. 2Dies setzt die Einwilligung der oder des Dritten
zum Verfahren sowie zur Anwendung der Kostenord-
nung der Hamburgischen Architektenkammer voraus.

§ 24 Satzung

(1) Die Satzung muss insbesondere Bestimmungen
enthalten über

1. die Rechte und Pflichten der Mitglieder,

2. die Geschäftsführung und die Verwaltungseinrich-
tungen der Hamburgischen Architektenkammer,

3. die Beitragsordnung,

4. die Amtsdauer und Zusammensetzung des Kammer-
vorstandes,

5. die Einberufung und Geschäftsordnung der Kam-
merversammlung,

6. die Form und Art der Bekanntmachungen.

(2) Die Annahme der Satzung und deren Änderung
bedürfen einer Zweidrittelmehrheit der anwesenden
Mitglieder der Kammerversammlung.

§ 25 Finanzwesen

(1) 1Für die Inanspruchnahme von Einrichtungen und
Gegenständen, Amtshandlungen und besonderen Leis-
tungen hat die Hamburgische Architektenkammer Ge-
bühren zu erheben und die Erstattung von Auslagen zu
verlangen. 2Das Nähere bestimmt die Kostenordnung der
Hamburgischen Architektenkammer.

(2) 1Die Kosten der Errichtung und Tätigkeit der Ham-
burgischen Architektenkammer werden, soweit sie nicht
anderweitig gedeckt sind, durch Beiträge der Mitglieder
nach Maßgabe der Beitragsordnung aufgebracht. 2Die
Beiträge sind für alle Mitglieder unter Berücksichtigung
ihres Einkommens zu staffeln.

(3) Die Hamburgische Architektenkammer ist hinsicht-
lich ihrer Geldforderungen Vollstreckungsbehörde im
Sinne des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes.

(4) 1Der Kammervorstand stellt für jedes Geschäftsjahr
einen Haushaltsplan auf und legt ihn der Kammerver-
sammlung zur Beschlussfassung vor. 2Der Haushaltsplan
muss den Grundsätzen der Sparsamkeit und Wirtschaft-
lichkeit entsprechen.

(5) 1Der Kammervorstand stellt nach Ablauf jedes
Geschäftsjahres eine Jahresrechnung über die Einnah-
men und Ausgaben auf und legt diese einem Ausschuss
zur Prüfung und Abnahme der vom Kammervorstand zu
legenden Rechnung vor. 2Der Ausschuss berichtet der
Kammerversammlung vor der Entlastung des Kammer-
vorstandes.

§ 26 Auskünfte und Datenverarbeitung

(1) 1Auf Ersuchen der Organe und Ausschüsse der
Hamburgischen Architektenkammer sind die Berufs-
angehörigen nach §§ 2 und 9 sowie die Gesellschaften
nach §§ 10 bis 12 verpflichtet, Auskünfte zu geben, die
die Organe oder Ausschüsse zur Wahrnehmung ihrer
Aufgaben benötigen. 2Die Mitglieder sind verpflichtet,
zur Auskunftserteilung persönlich zu erscheinen, wenn
das Organ oder der Ausschuss dies verlangen. 3Eine
Auskunftspflicht besteht nicht, wenn sich das Mitglied
durch die Erteilung der Auskunft einer Verfolgung

wegen einer mit Strafe oder Geldbuße bedrohten Hand-
lung oder einem Disziplinar- oder Berufsgerichts-
verfahren aussetzen würde. 4Die Pflicht der im öffentli-
chen Dienst stehenden Mitglieder zur Amtsverschwie-
genheit bleibt unberührt.

(2) 1Die Hamburgische Architektenkammer darf perso-
nenbezogene Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich ist.
2Zu diesem Zweck dürfen über Berufsangehörige nach
§§ 2 und 9 sowie über Gesellschaften nach §§ 10 bis 12
folgende Daten verarbeitet werden:

1. Familien-, Vor- und Geburtsnamen, Geschlecht,
akademische Grade,

2. Geburtsdaten,

3. Anschriften der Wohnungen, der beruflichen Nie-
derlassungen und der Dienst- oder Beschäftigung-
sorte sowie telekommunikative Kontaktdaten (Tele-
fon- und Faxnummern und E-Mail-Adressen),

4. Fachrichtungen und Tätigkeitsarten,

5. Angaben zur Berufsausbildung, zur praktischen
Tätigkeit und zu einer öffentlichen Bestellung und
Vereidigung als Sachverständige oder Sachverstän-
diger durch die Hamburgische Architektenkammer,

6. Staatsangehörigkeit, Herkunfts- und Heimatstaat,

7. Eintragungsversagungen, Berufspflichtverletzungen,
Maßnahmen in einem Ehrenverfahren sowie Sper-
rungen und Löschungen in der Architekten- oder der
Stadtplanerliste oder in den Verzeichnissen nach § 3
Absatz 1,

8. Angaben und Nachweise zur Erfüllung der Berufs-
pflichten, insbesondere in Bezug auf das Bestehen
eines angemessenen Versicherungsschutzes nach
§ 10 Absatz 3 und § 19 Absatz 2 Nummer 5 sowie

9. sonstige Angaben im Interesse der betroffenen
Person oder Gesellschaft und mit deren Zustim-
mung, zum Beispiel im Zusammenhang mit Tätig-
keitsschwerpunkten oder Zusatzqualifikationen.

(3) 1Jeder hat bei Darlegung eines berechtigten Interes-
ses das Recht auf Auskunft aus den nach § 3 Absatz 1
geführten Listen und Verzeichnissen. 2Die dort enthalte-
nen Angaben dürfen von der Hamburgischen Architek-
tenkammer veröffentlicht oder an andere zum Zwecke
der Veröffentlichung übermittelt werden, sofern die oder
der Betroffene über die beabsichtigte Veröffentlichung
unterrichtet wurde und ihr nicht widerspricht.

(4) 1Die Hamburgische Architektenkammer ist berech-
tigt, im Einzelfall Daten aus den in § 3 Absatz 1 genann-
ten Listen und Verzeichnissen, insbesondere zu Eintra-
gungsanträgen und Anzeigen nach § 9 Absatz 2 Satz 1,
im Zusammenhang mit der Überprüfung von Berufsqua-
lifikationen, der Anordnung und Bewertung von Aus-
gleichsmaßnahmen, der Bewertung der praktischen
Tätigkeit unter Aufsicht in der Fachrichtung Architektur
nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, zu Versagungen
und Löschungen sowie Maßnahmen in einem Ehrenver-
fahren an Behörden insbesondere anderen Architekten-
kammern in der Bundesrepublik Deutschland und aus-
wärtiger Staaten zu übermitteln und einzuholen. 2Bei
Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union oder eines anderen Vertragsstaates des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum hat
die Hamburgische Architektenkammer auf Anfrage der
zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates oder Ver-
tragsstaates die entsprechenden Daten zu übermitteln.
3Die Hamburgische Architektenkammer erteilt die nach
der Richtlinie 2005/36/EG erforderlichen Auskünfte; sie
ist insoweit zuständige Behörde.

(5) 1Mit der Löschung nach § 7 sind zugleich sämtliche
bei der Hamburgischen Architektenkammer über die
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betroffene Person gespeicherten Daten zu sperren.
2Angaben über Maßnahmen in einem Ehrenverfahren
sind in jedem Fall nach fünf Jahren ab deren Verhän-
gung zu sperren. 3Die gesperrten Daten dürfen nur noch
verarbeitet werden, wenn dies zur Behebung einer beste-
henden Beweisnot, aus sonstigen im überwiegenden
Interesse der Hamburgischen Architektenkammer oder
im rechtlichen Interesse eines Dritten liegenden Gründen
unerlässlich ist und die Voraussetzungen des § 13 des
Hamburgischen Datenschutzgesetzes vom 5. Juli 1990
(HmbGVBl. S. 133, 165, 226), zuletzt geändert am 18.
November 2003 (HmbGVBl. S. 537, 539), vorliegen
oder die betroffene Person eingewilligt hat.

(6) 1Bei der Hamburgischen Architektenkammer ge-
speicherte Daten sind zu löschen, wenn sie zur rechtmä-
ßigen Erfüllung der von der Hamburgischen Architek-
tenkammer wahrzunehmenden Aufgaben nicht mehr
erforderlich sind und durch die Löschung schutzwürdige
Belange der betroffenen Person nicht beeinträchtigt
werden. 2Im Falle einer derartigen Beeinträchtigung sind
die entsprechenden Daten nach Absatz 5 zu sperren.
3Verweise nach § 22 werden nach Ablauf von fünf
Jahren gelöscht, wenn die betroffene Person sich inner-
halb dieses Zeitraums keiner weiteren Berufspflichtver-
letzung schuldig gemacht hat. 4Fünf Jahre nach der
Löschung nach § 7 sind sämtliche bei der Hamburgi-
schen Architektenkammer gespeicherten Daten der
betroffenen Person zu löschen, sofern diese nicht die
Speicherung für maximal weitere fünf Jahre beantragt.
5Die Hamburgische Architektenkammer ist verpflichtet,
die betroffene Person auf diese Möglichkeit hinzuwei-
sen.

§ 27 Verschwiegenheit

1Die Mitglieder der Organe und Ausschüsse der Ham-
burgischen Architektenkammer und die von ihr bestell-
ten Sachverständigen und Hilfskräfte sind zur Ver-
schwiegenheit über alle Angelegenheiten verpflichtet,
die ihnen im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit bekannt
werden. 2Diese Pflicht endet nicht mit der Tätigkeit der
Verpflichteten.

§ 28 Staatsaufsicht

(1) 1Die Hamburgische Architektenkammer unterliegt
der Aufsicht durch die zuständige Behörde. 2Die Auf-
sicht erstreckt sich auf die Beachtung der Gesetze, der
dazu ergangenen Rechtsverordnungen und der Satzung.
3Die zuständige Behörde kann insoweit rechtswidrige
Beschlüsse der Kammerversammlung und des Kammer-
vorstandes außer Kraft setzen.

(2) 1Die zuständige Behörde ist zu den Kammerver-
sammlungen sowie auf Verlangen auch zu den Sitzungen
anderer Organe und Ausschüsse einzuladen. 2Der Vertre-
terin oder dem Vertreter der zuständigen Behörde ist
jederzeit das Wort zu erteilen. 3Auf Verlangen der zu-
ständigen Behörde ist die Kammerversammlung einzu-
berufen.

(3) 1Der Kammervorstand erstattet der zuständigen
Behörde jährlich einen Tätigkeitsbericht über das abge-
laufene Geschäftsjahr und übersendet ihr die Jahresrech-
nung nach § 25 Absatz 5. 2Die zuständige Behörde kann
vom Kammervorstand jederzeit Aufschluss über Kam-
merangelegenheiten verlangen.

(4) Soweit der Hamburgischen Architektenkammer
staatliche Aufgaben übertragen werden, ist die zuständi-
ge Behörde berechtigt, ihr Weisungen zu erteilen.

§ 29 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig unbefugt eine der in § 2 Absätze 1 und 2 genann-

ten Bezeichnungen führt oder führen lässt oder eine
Wortverbindung oder ähnliche Bezeichnung nach § 2
Absatz 3 verwendet oder verwenden lässt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße
bis zu 15 000 Euro, bei Gesellschaften bis zu 25 000
Euro geahndet werden.

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36
Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten in der Fassung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S.
603), zuletzt geändert am 12. August 2005 (BGBl. I S.
2354, 2356), ist die Hamburgische Architektenkammer.

(4) 1Die festgesetzten Geldbußen und Verwarnungsgel-
der fließen in die Kasse der Hamburgischen Architek-
tenkammer. 2Sie hat die notwendigen Auslagen zu
tragen, die einer Person oder Gesellschaft nach § 105
Absatz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten zu
erstatten sind. 3Die Vollstreckung der Bußgeldentschei-
dung bestimmt sich unbeschadet der besonderen Vor-
schriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten nach
§ 25 Absatz 3.

§ 30 Verordnungsermächtigung

(1) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
die zur Durchführung dieses Gesetzes notwendigen
Regelungen über

1. das Eintragungs- und Löschungsverfahren ein-
schließlich der für die Eintragung in die Architekten-
liste, die Stadtplanerliste und die Verzeichnisse nach
§ 9 Absatz 2, § 10 Absatz 1 und § 13 Absatz 1
Satz 2 vorzulegenden Nachweise,

2. Organisation und Inhalte der praktischen Tätigkeit
unter Aufsicht nach Artikel 46 Absatz 4 der Richtli-
nie 2005/36/EG,

3. Regelungen zur Umsetzung des Artikels 4a Absatz 7
der Richtlinie 2005/36/EG in Ergänzung zu den
Bestimmungen der Durchführungsverordnung (EU)
2015/983,

4. Ausgleichsmaßnahmen nach Artikel 14 der Richtli-
nie 2005/36/EG einschließlich Bestimmungen zu In-
halten und Durchführung von Eignungsprüfungen
und Anpassungslehrgängen sowie

5. die Bedingungen und die Höhe der von Berufsange-
hörigen nach den §§ 2 und 9 sowie von außeror-
dentlichen Mitgliedern nach § 13 Absatz 1 abzu-
schließenden Berufshaftpflichtversicherung

zu erlassen.

(2) Der Senat kann die Ermächtigung durch Rechtsver-
ordnung auf die zuständige Behörde weiter übertragen.

§ 31 Übergangsvorschriften

(1) Personen, die bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes in
die Architektenliste eingetragen sind, dürfen ihre bishe-
rige Berufsbezeichnung weiterführen solange ihre Ein-
tragung in die Architektenliste fortbesteht.

(2) Ein beim In-Kraft-Treten dieses Gesetzes anhängi-
ges Eintragungsverfahren oder Ehrenverfahren wird
nach den bisher geltenden Vorschriften abgeschlossen;
es sei denn, die Eintragungsvoraussetzungen oder die
Regeln über die Berufspflichten und Ahndung von
Verstößen sind nach diesem Gesetz für die betroffene
Person günstiger.

(3) Die Ausbildungen in einem den Berufsaufgaben
nach § 1 entsprechenden berufsqualifizierenden Diplom-
studiengang an deutschen Fachhochschulen mit einer
Regelstudienzeit von mindestens drei Jahren oder ent-
sprechende Ausbildungen in anderen gleichgestellten
Lehranstalten, die bis zum In-Kraft-Treten dieses Geset-
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zes bestehen oder bestanden, werden als Eintragungsvo-
raussetzung entsprechend § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
anerkannt.

§ 32 Umsetzung von EG-Richtlinien

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie
85/384/EWG des Rates vom 10. Juni 1985 für die ge-
genseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs-
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise auf dem
Gebiet der Architektur und für Maßnahmen zur Erleich-
terung der tatsächlichen Ausübung des Niederlassungs-
rechts und des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr
(ABl. EG 1985 Nr. L 223 S. 15, 1996 Nr. L 72 S. 40)
und den ergänzenden Richtlinien 85/614/EWG des Rates
vom 20. Dezember 1985 (ABl. EG Nr. L 376 S. 1) und
86/17/EWG des Rates vom 27. Januar 1986 (ABl. EG
Nr. L 27 S. 71, Nr. L 87 S. 36) und der Richtlinie
89/48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über
eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hoch-
schuldiplome, die eine mindestens dreijährige Berufs-
ausbildung abschließen (ABl. EG Nr. L 19 S. 16), zuletzt

geändert durch Richtlinie 2001/19/EG (ABl. EG Nr. L
206 S. 1).

§ 32a Schlussbestimmungen

Das Hamburgische Berufsqualifikationsfeststellungsge-
setz vom 19. Juni 2012 (HmbGVBl. S. 254) in der je-
weils geltenden Fassung ist mit Ausnahme seines § 10
Absatz 3, seines § 11 Absatz 4, § 12 Absatz 3, § 13b und
seines § 17 nicht anzuwenden.

§ 33 Schlussbestimmungen

(1) Das Hamburgische Architektengesetz in der Fassung
vom 26. März 1991 (HmbGVBl. S. 85) in der geltenden
Fassung tritt außer Kraft.

(2) In § 67 Absatz 2 Nummer 1 der Hamburgischen
Bauordnung vom 14. Dezember 2005 (HmbGVBl.
S. 525, 563) wird die Textstelle „in der Fassung vom
26. März 1991 (HmbGVBl. S. 85), zuletzt geändert am
18. Juli 2001 (HmbGVBl. S. 251,254)“ durch die Text-
stelle „vom 11. April 2006 (HmbGVBl. S. 157)“ ersetzt.

________________________________________

Redaktionelle Anmerkungen der Hamburgischen Architektenkammer:

*1 Die Änderungen durch Artikel 5 des Hamburgischen Gesetzes über die Fortentwicklung des Anerkennungsverfahrens für
ausländische Berufsqualifikationen vom 15. Dezember 2015 dienen gemäß Artikel 11 dieses Gesetzes der Umsetzung der
Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von
Berufsqualifikationen (ABl. EU Nr. L 255 S. 22), zuletzt geändert am 20. November 2013 (ABl. EU Nr. L 354 S. 132).

*2 Gemäß Artikel 12 Absatz 2 des Hamburgischen Gesetzes über die Fortentwicklung des Anerkennungsverfahrens für
ausländische Berufsqualifikationen vom 15. Dezember 2015, in dem auch § 4 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 HmbArchtG neu gefasst
wird, gilt die Verpflichtung, in der Fachrichtung Architektur eine zweijährige praktische Tätigkeit unter Aufsicht zu durch-
laufen, nicht für Personen, die bis zum 18. Januar 2016 bereits eine praktische Tätigkeit aufgenommen haben. Für diese sind
die Regelungen des Hamburgischen Architektengesetzes in der bisher geltenden Fassung weiterhin anzuwenden.


